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Der Deutsche Bundestag hat die Petition am 27.09.2018 abschließend beraten und 

beschlossen: 

 

Das Petitionsverfahren abzuschließen, weil dem Anliegen nicht entsprochen werden 

konnte. 

 
 

Begründung 

 

Mit der Petition werden gesetzgeberische Maßnahmen gefordert, um die 

Benachteiligung von Verbrauchern durch verschachtelte Firmengeflechte zu 

verhindern.  

Verträge zwischen privaten und juristischen Personen, die ein verschachteltes 

Firmengeflecht mit überwiegend gleicher Anschrift, gleichen Mitarbeitern, gleichem 

Geschäftsführer und gleichem Gesellschafter aufweisen, sollten verboten werden. 

Aufträge könnten an andere Gesellschaften als die direkten Vertragspartner 

weitergereicht werden und ein privater Käufer könnte dann nicht wissen, mit welcher 

Gesellschaft er es jeweils zu tun habe. Vor allem im Baugewerbe gebe es 

verschachtelte Firmengeflechte. Der private Vertragspartner ginge leer aus, wenn der 

direkte Vertragspartner Insolvenz anmelde und die Gewinne durch das Weiterreichen 

des Auftrags in der zweiten Firma anfielen, während aber die gleichen 

Personen/Gesellschafter von den Gewinnen profitierten. Privatpersonen fehle im 

Vergleich zu juristischen Personen die Erfahrung im Umgang mit solchen 

verschachtelten Firmengeflechten. Daher gelte es diese besonders zu schützen. Es 

sollte auch eine juristische Lösung für die Fälle gefunden werden, in denen innerhalb 

der Firmengeflechte noch zusätzlich Firmen auf Familienmitglieder angemeldet seien. 

Die Eingabe wurde als öffentliche Petition auf der Internetseite des 

Petitionsausschusses eingestellt. Sie wurde von 85 Mitzeichnern unterstützt. 

Außerdem gingen 15 Diskussionsbeiträge ein. 

Der Petitionsausschuss hat der Bundesregierung Gelegenheit gegeben, ihre Haltung 

zu der Eingabe darzulegen. Das Ergebnis der parlamentarischen Prüfung lässt sich 



unter anderem unter Einbeziehung der seitens der Bundesregierung angeführten 

Aspekte wie folgt zusammenfassen: 

Nach dem im deutschen Zivil- und Handelsrecht vorherrschenden Grundsatz der 

Privatautonomie obliegt es grundsätzlich den Vertragsparteien, in den von der 

Rechtsordnung gesetzten Grenzen frei zu entscheiden, ob und mit wem sie Verträge 

schließen (Abschlussfreiheit) und mit welchem Inhalt sie den Vertrag in welcher Weise 

gestalten wollen (Gestaltungs- und Inhaltsfreiheit). 

Zu dieser Privatautonomie gehört es auch, ein oder mehrere Gesellschaften zu 

gründen, die sodann als eigene Rechtspersönlichkeiten am Rechts- und 

Wirtschaftsverkehr teilnehmen können. Auch zulässig ist demnach grundsätzlich der 

Aufbau von Konzernstrukturen oder anderen Verbindungen zwischen Gesellschaften, 

die in der Petition mit dem Begriff „Firmengeflecht“ bezeichnet werden. Dabei wird eine 

hinreichende Transparenz über die Namensgebung, die Beteiligungsverhältnisse und 

die postalische Erreichbarkeit solcher Gesellschaften sowie über ihre jeweiligen 

vertretungsberechtigten Personen u. a. dadurch sichergestellt, dass derartige 

Informationen im elektronischen Handelsregister für jedermann einsehbar sind. 

Speziell für die Namensgebung – also die Firma – von Gesellschaften gelten strenge 

Grundsätze. Beispielsweise muss die Firmenbezeichnung zur Kennzeichnung 

geeignet sein und Unterscheidungskraft von anderen Firmen besitzen. Zugleich dürfen 

Firmen nicht irreführend sein, das heißt geeignet, eine Täuschung über die Art und 

den Umfang des Geschäfts oder die Verhältnisse des Geschäftsinhabers 

herbeizuführen. Zusätzliche Transparenz schaffen die zwingenden Vorschriften über 

Pflichtangaben auf Geschäftsbriefen. 

Dies alles gilt auch und gerade in Konstellationen, in denen mehrere Gesellschaften 

dieselben Postanschriften, Mitarbeiter oder Geschäftsführer haben. Soweit bemängelt 

wird, dass im Einzelfall die postalische Anschrift und die Ansprechpartner (also Mit-

arbeiter und/oder Geschäftsführer) mehrerer Gesellschaften identisch sein können, ist 

zwar nicht ausgeschlossen, dass derartige Doppelungen zusammenfallen können und 

dies im Einzelfall für Verwirrung sorgen kann. Allerdings ist auch grundrechtlich 

garantiert, dass eine Person Geschäftsführer mehrerer Gesellschaften sein kann, dass 

Mitarbeiter für mehrere Gesellschaften tätig sein können und dass Gesellschaften den 

Sitz ihrer Hauptverwaltung und den Ort von Büroräumen wählen können. Allein ein 

Zusammenfallen von Postanschriften und eine Anstellung von Personen bei mehreren 

Gesellschaften führen nach Auffassung des Petitionsausschusses auch nicht dazu, 

dass natürliche Personen, die mit solchen Gesellschaften Verträge abschließen, stets 



besonders schutzbedürftig wären. Das Petitum, Verträge zwischen natürlichen und 

juristischen Personen schlechthin gesetzlich zu verbieten und dadurch unwirksam zu 

machen, wäre insoweit ein nicht zu rechtfertigender Eingriff in die Vertragsfreiheit 

sowie in die verfassungsrechtlich geschützte Berufsfreiheit und Eigentumsfreiheit der 

Beteiligten. 

Soweit mit der Petition bemängelt wird, dass Aufträge an Dritte, also beispielsweise 

an Subunternehmer, weitergereicht würden, ist dazu das Folgende zu bemerken: 

Von dem Grundsatz der Privatautonomie ist schließlich auch das Recht umfasst, in 

einem Vertrag besondere Regelungen darüber vorzusehen, ob und inwieweit sich der 

Unternehmer der Hilfe Dritter bedienen oder die Leistungserbringung sogar vollständig 

auf Dritte verlagern darf. Die Vertragsparteien können auch vereinbaren, dass eine 

Übertragung der Arbeiten auf Dritte gänzlich ausgeschlossen sein soll. Allein das 

Fehlen einer ausdrücklichen Vereinbarung lässt aber noch nicht den Schluss zu, dass 

eine Delegation auf Dritte unbeschränkt zulässig wäre. Sofern die Parteien keine 

konkreten Vereinbarungen darüber getroffen haben, ist diese Frage vielmehr im Wege 

der Vertragsauslegung zu beantworten. Hierbei gilt grundsätzlich: Anhaltspunkte für 

oder gegen eine Übertragbarkeit der Durchführung können sich aus dem Inhalt der 

Leistungspflicht ergeben.  

Bei der Erbringung von Werkleistungen, wie etwa beim Bauvertrag, verlangt das 

Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) – anders als im Dienstvertragsrecht – nicht eine 

eigene, höchstpersönliche Leistung des herstellenden Unternehmers. Es ist nach den 

gesetzlichen Regelungen über den Werkvertrag grundsätzlich insbesondere bei 

allgemeinen Bauleistungen ohne persönlichen Einschlag möglich, dass der 

Werkunternehmer von sich aus einen Dritten (Subunternehmer/Nachunternehmer) mit 

der Erledigung der ihm nach dem Vertrag obliegenden Leistung betraut. Dabei bleibt 

das zum Besteller bestehende Vertragsverhältnis mit allen sich daraus ergebenden 

Rechten und Pflichten bestehen. Der Subunternehmer ist Erfüllungsgehilfe des 

Hauptunternehmers im Verhältnis zum Besteller, so dass stets der Hauptunternehmer 

für ein etwaiges Verschulden des Subunternehmers nach § 278 BGB einzustehen hat. 

Gegenüber dieser gesetzlichen Regelung geht die Vergabe- und Vertragsordnung für 

Bauleistungen Teil B (VOB/B) einen anderen Weg, indem in § 4 Absatz 8 Nummer 1 

Satz 1 VOB/B eine eigene Leistungspflicht des Auftragnehmers zwischen den 

Vertragsparteien vereinbart wird. Entsprechend sieht Satz 2 der genannten Regelung 

vor, dass eine Übertragung auf Nachunternehmer nur mit schriftlicher Zustimmung des 

Auftraggebers zulässig ist.  



Bei Vertragsarten, die typischerweise einen höchstpersönlichen Charakter aufweisen, 

enthält das Gesetz im Übrigen bereits Auslegungsregeln dahingehend, dass der zur 

Leistung Verpflichtete die Dienste bzw. Arbeiten im Zweifel in Person zu leisten hat 

(vgl. beim Dienstvertragsrecht § 613 Satz 1 BGB und im Auftragsrecht § 664 Absatz 1 

Satz 1 BGB). Ein darüber hinaus gehendes grundsätzliches Verbot – wie mit der 

Petition gefordert – ist nicht geboten, da zum einen gesetzliche Eingriffe in die 

Privatautonomie einer besonderen Rechtfertigung bedürfen und zum anderen es den 

Vertragsparteien regelmäßig möglich ist, die Unübertragbarkeit der Leistungen 

vertraglich zu vereinbaren. 

Der Petitionsausschuss hält die geltende Rechtslage für sachgerecht und 

angemessen und vermag sich nicht für eine Änderung im Sinne der Petition 

auszusprechen. 

Der Petitionsausschuss empfiehlt daher, das Petitionsverfahren abzuschließen, weil 

dem Anliegen nicht entsprochen werden konnte. 


